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Versorgungsliicken hinsichtlich BeratungundThérapie in der Ar-
beit mit geistig Behinderten und ihren Eltera

Richtlinien der En-
quête-Kommission

Die Sachverstàndigenkommission, die im Auftrag des Deutschen Bundestagesdie
Gutachten zur Lage der Psychiatrie und Psychothérapie erarbeitete und 1975 vor-
legte,hat darin auch Empfehlungen fur die Versorgungbehinderter Kinder und Ju-
gendlicher gegeben.Es wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, daß noch be-
sonders schwerwiegende Versorgungslùckenbei der Rehabilitation behinderter
Kinder zu schließen sind. Dièse Sachverstandigendefinierten die Aufgaben imBe-
reich seelischer und geistiger Behinderung folgendermaßën:- Klàrung der somatischen, psychosozialen und soziokulturellen Entstehungs-

und Verfestigungsbedingungen- Einflußnahme (Behandlung) auf stôrende Entwicklungsbedingungen und ge-
stôrte Beziehungen;kompensierende Hilfen- primâre und sekundàre Prâvention.

Auch inheil- und sonderpàdagogischenVerôffentlichungenwird auf einen sozial-
wissenschaftlich fundierten Begriff der Behinderung verwiesen und sein Stellen-
wert bestimmt (BLEIDICK 1977). Es kann festgehalten werden, daß die Prognose
fur aile Behinderungsarten von der sozialenReaktion auf die Feststellung der Be-
hinderung abhàngig ist.Daher wird es notwendig,daß sich das Interesseùberme-
dizinische Maßnahmen im engerenSinn hinaus erweitert und daß den Reaktionen
im institutionellen und mikrosozialen Bereich detaillierte Aufmerksamkeit ge-
schenkt wird. Das ùbergeordneteZiel rehabilitativer Maßnahmen besteht darin,
kôrperliches,psychischesundsoziales Wohlbefinden trotz derBehinderunganzu-
streben.

Die wichtigstenAufgaben,die sichausden obigenRichtlinien ableiten lassen,nâm-
lich Frùherkennung,FrùhberatungundFrùhfôrderungzurReduzierungder Auswir-
kungenvon Behinderungsowie EingliederungbehinderterMenschenin angemes-
senen Rollen in ihren Lebensraum kônnen mit den gegenwàrtigen Môglichkeiten
nicht ausreichend garantiert werden. Die Erfahrungen zeigen, daß ein Beratungs-
und Therapiebedarf nach wie vor besteht, z. T. sogar grôßer wird,und daß dieser
Bedarf von den bestehenden Einrichtungen und Beratungsstellennicht abgedeckt
werden kann. Eme Arbeitsgruppe bei der Bundesvereinigung Lebenshilfe, Mar-
burg, nennt in ihren Diskussionspapieren (1981) fur diesen Mißstand folgende
Grùnde:- Es fehlen frùhe Hilfen und die Môglichkeitder frùhenBeratung und Entlastung

von Familien.- Das Fôrderangebotin den Einrichtungen ist nicht ausreichend,zu wenig qualifi-
ziert und auf die individuellen Bedùrfnisse abgestimmt.- Es fehlen weitgehend einrichtungsbezogene und mobile soziale Dienste.- Die Familienprobleme kônnen mit den gegebenenMittelnnur mangelhaft bear-
beitet werden.
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